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Bezeichnung des TOP 
 

Aktivierung von Wohnbaupotentialen in der Stadt Kamen; 
hier: Satzung der Stadt Kamen über die Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
gem. § 34 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. Nr. 3 BauGB für einen Bereich östlich der Lindenallee/Heidestraße 
in Kamen-Methler 
 
 
Fachbereichsleiter/in Dezernent  Bürgermeister Datum 
 
 

   

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Kamen beschließt die in der Anlage beigefügte Satzung der Stadt Kamen 
über die Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile gem. § 34 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. 
Nr. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) für 
einen Bereich östlich der Lindenallee/Heidestraße im Ortsteil Kamen-Methler (die Grenzen 
des Satzungsbereiches sind in dem anliegenden Plan dargestellt) und nach Prüfung und 
Abwägung über die gem. § 34 Abs. 5 BauGB i.V.m. § 13 und § 3 Abs. 2 BauGB geäußerten 
Anregungen und Bedenken entsprechend der jeweils beigefügten Stellungnahme der 
Verwaltung. 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Vor dem Hintergrund einer anhaltenden Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken und der 
Aktivierung von Verdichtungspotentialen soll für den in der Anlage dargestellten Bereich eine 
Satzung über die Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile gem. § 34 Abs. 4 
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141) aufgestellt 
werden. Mit der o.g. Satzung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Bebauung der dort vorhandenen Baulücken mit Wohngebäuden geschaffen werden. 
 
Bei der Satzung, die die Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile festlegt, 
sollen gem. § 34 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 3 BauGB in der o.g. Fassung einzelne Außenbereichs-
grundstücke über den Abrundungsgrundsatz hinaus in den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil einbezogen werden. Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil erfährt hierdurch eine 
geringfügige Erweiterung. 
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Der Satzungsbereich ist schon derzeit durch eine überwiegende Wohnnutzung geprägt. Die 
verkehrliche Erschließung des Satzungsgebietes erfolgt über eine Anbindung an die Linden-
allee (L 821). Eine Anschlussmöglichkeit an das öffentliche Kanalnetz ist gegeben. Ebenso 
kann die Versorgung mit Strom, Wasser und Telefon sichergestellt werden. 
 
Von Seiten der Verwaltung wird geschätzt, dass durch die Realisierung der Satzung ein 
Potential für die Errichtung von ca. 15 - 20 Wohneinheiten geschaffen wird. 
 
Die Zulässigkeit von baulichen Vorhaben richtet sich nach § 34 Abs. 1 BauGB, d.h., Bau-
vorhaben müssen sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die bebaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen.  
 
Gem. § 34 Abs. 4 BauGB können in einer Satzung gem. § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen 
u.a. nach § 9 Abs. 1 BauGB getroffen werden. Von dieser Möglichkeit ist im § 2 der Satzung 
Gebrauch gemacht worden. 
 
Eine Veranstaltung zur Bürgerinformation, in der interessierten Bürgerinnen und Bürgern die 
Ziele und Zwecke der Planung vorgestellt wurden, fand am 18.12.1997 im Rathaus der Stadt 
Kamen statt. Die Niederschrift der Bürgerversammlung liegt der Beschlussvorlage als Anlage 
bei. Eine Beteiligung der berührten Träger öffentlicher Belange fand im Zeitraum vom 
17.01.2000 bis zum 18.02.2000 statt. Die öffentliche Auslegung der Satzung gem. § 34  
Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. Nr. 3 BauGB fand im Zeitraum vom 03.02.2000 bis 03.03.2000 statt. Die 
im Rahmen der Beteiligung der berührten Träger öffentlicher Belange sowie der öffentlichen 
Auslegung geäußerten Hinweise, Anregungen und/oder Bedenken sind der Beschlussvor-
lage zusammen mit einer Stellungnahme der Verwaltung ebenfalls beigefügt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den vorgelegten Satzungsentwurf als Satzung der Stadt Kamen zu 
beschließen. 
 
Gem. § 34 Abs. 5 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 ist die 
Satzung der höheren Verwaltungsbehörde (Bezirksregierung Arnsberg) zur Genehmigung 
vorzulegen. Die Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen. Nach der Bekanntmachung liegt 
die Satzung zu jedermanns Einsicht im Fachbereich Planen und Umwelt im Rathaus der 
Stadt Kamen während der Dienststunden aus. 
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